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Rechtsmässige Vernichtung
von Propagandamaterial
BGE 125 II 417

Der Propagandabeschluss vom 29. Dezember 1948
stellt zusammen mit Art. 102 Ziff. 8-10 BV eine genü-
gende gesetzliche Grundlage für einen schweren Ein-
griff in die Meinungsäusserungs- und Pressefreiheit dar.
Die Einziehung von Schriften der kurdischen Arbeiter-
partei, die zur Durchsetzung ihrer Anliegen generell die
Gewalt propagieren und auf in der Schweiz lebende Im-
migranten Druck erzeugen sollen, ist unter den gegebe-
nen Umständen verhältnismässig. «Auch wenn sich der
Aufruf zum bewaffneten Kampf hauptsächlich auf das
Territorium der Türkei bezieht, ist doch auch eine Radi-
kalisierung bei den hier lebenden Kurden beabsichtigt.
Auf Emigranten, welche die erwartete Unterstützung
verweigern, soll Druck ausgeübt werden. Die generelle
Propagierung der Gewalt zur Durchsetzung der kurdi-
schen Anliegen fördert die Tendenz, auch gegenüber
hier lebenden andersdenkenden Landsleuten Gewalt
anzuwenden, und begünstigt überhaupt extremistische
Gewaltakte. Die Schriften sind daher geeignet, die inne-
re Sicherheit zu gefährden. Da sie sich zudem keines-
wegs auf eine Kritik an den türkischen Behörden be-
schränken - was zulässig wäre -, sondern diese be-
schimpfen, sind sie auch geeignet, die aussenpoliti-
schen Beziehungen und die Neutralität der Schweiz zu
beeinträchtigen. Die Abwehr der angeführten Gefähr-
dungen rechtfertigt nach der Rechtsprechung auch
empfindliche Einschränkungen der Meinungsäusse-
rungs- und Pressefreiheit». Mit dieser Begründung die
gegen die Vernichtung erhobene Verwaltungsgerichts-
beschwerde abgewiesen. ■
Hinweis: Siehe dazu auch den Beitrag von J.-F. Aubert in dieser
Ausgabe von medialex, S. 33 ff.).
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